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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Privatrecht

Mittels Motion verlangte Ständerat Thomas Minder (parteilos, SH), dass
Namensänderungen für Personen mit Landesverweis verunmöglicht werden sollen. Die
Möglichkeit zur Namensänderung werde von verurteilten Straftäterinnen und
Straftätern genutzt, um sich wieder eine «reine Weste» zu geben. Bei Personen mit
Landesverweis sei das Argument, die Namensänderung sei notwendig, um die
Resozialisierung in der Gesellschaft zu ermöglichen, allerdings nicht anwendbar. Sie
müssten die Schweiz ohnehin verlassen, weshalb in solchen Fällen das öffentliche
Sicherheitsinteresse höher zu gewichten sei als das individuelle Interesse der
verurteilten Person, begründete der Motionär sein Anliegen. Der Bundesrat zeigte sich
in seiner Stellungnahme bereit, das Anliegen «unter dem Vorbehalt der Wahrung der
Grundrechte der betroffenen Person» umzusetzen, und beantragte die Motion zur
Annahme.
Im Ständerat wurde der Vorstoss in der Wintersession 2021 vor allem vor dem
Hintergrund diskutiert, dass die Schaffhauser Behörden dem verurteilten und mit
Landesverweis belegten Dschihadisten Osama M. eine Namensänderung bewilligt
hatten, wie Motionär Minder schilderte. Sein Schaffhauser Ratskollege Hannes Germann
(svp, SH) erklärte weiter, dass es so «einem Mann mit äusserst grossem
Gefährdungspotenzial [...] beinahe gelungen [wäre], eine neue Identität zu bekommen»,
da er «im Strafregister [fast] irgendwo zwischen Stuhl und Bank verschwunden» wäre.
Der Staat müsse künftig vermeiden, dass es zu einem solchen «Fast-Super-GAU»
kommen könne, appellierte er an die anwesende Bundesrätin Karin Keller-Sutter.
Die Grüne Ständerätin Lisa Mazzone (gp, GE) beantragte die Ablehnung der Motion. Sie
warnte davor, aufgrund eines Einzelfalls zu legiferieren, und betonte, dass sie nicht
einsehe, weshalb in dieser Frage zwischen Verurteilten mit und ohne Landesverweis
unterschieden werden sollte; eine solche Ungleichbehandlung sei nicht gerechtfertigt
und verletze den Verfassungsgrundsatz der Gleichheit vor dem Gesetz. Wenn es
tatsächlich ein Problem sei, dass ein Strafregistereintrag «bei einem Namenswechsel
einfach verschwinden kann», dann sei das nicht nur bei Personen mit Landesverweis
ein Problem, pflichtete Mathias Zopfi (gp, GL) seiner Fraktionskollegin bei.
Bundesrätin Karin Keller-Sutter bekräftigte den Willen des Bundesrates, die geforderte
Anpassung vorzunehmen, unter dem Aspekt der öffentlichen Sicherheit: «Wenn jemand
unter einer neu angenommenen Identität eine Gefährdung darstellt, dann ist das eine
Gefährdung zu viel.» Mit 28 zu 13 Stimmen bei 2 Enthaltungen nahm die Ständekammer
die Motion an. 1
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Öffentliche Ordnung

In der Sommersession 2023 beriet der Ständerat als Erstrat das Bundesgesetz über das
Gesichtsverhüllungsverbot, mit dem die 2021 angenommene Volksinitiative für ein
Verhüllungsverbot umgesetzt werden sollte. Nachdem die kleine Kammer im März
entgegen dem Antrag ihrer SPK auf den Entwurf eingetreten war, hatte die Kommission
sich erneut mit der Vorlage beschäftigt und beantragte ihrem Rat nun die Zustimmung
zum Entwurf des Bundesrates. Im Ständeratsplenum blieb die SVP-Fraktion mit ihren
Anträgen für eine Verschärfung der Bestimmungen ebenso erfolglos wie das links-grüne
Lager mit Anträgen für eine Lockerung. So sprach sich die Ständekammer dagegen aus,
dass das Verhüllungsverbot auch in Gemeinschaftsräumen von Mietshäusern gelten soll,
wie es eine Minderheit Minder (parteilos, SH) beantragte. Wie vom Bundesrat
angedacht, soll die Gesichtsverhüllung nur an öffentlichen oder der Öffentlichkeit
zugänglichen Orten verboten werden. Das Verbot schütze das gesellschaftliche
Zusammenleben, erklärte Bundesrätin Elisabeth Baume-Schneider, es garantiere nicht
das Recht, im Privatleben nie auf eine verschleierte Person zu treffen. Ebenso lehnte es
die Kantonskammer ab, das Bewilligungsverfahren für Gesichtsverhüllungen strenger zu
reglementieren, wie es eine weitere Minderheit Minder vorschlug. Damit würde zu stark
in die kantonale Organisation eingegriffen, argumentierte Kommissionssprecher
Mathias Zopfi (gp, GL). Andererseits wollte der Ständerat die Ausnahmebestimmungen
auch nicht erweitern, wie es eine Minderheit Stöckli (sp, BE) forderte. Durch eine
Ausnahme für «achtenswerte Gründe» – wie sie die Kantone Bern und St. Gallen bereits
kennen – wollte die linke Minderheit sicherstellen, dass Demonstrantinnen und

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.06.2023
KARIN FRICK

01.01.65 - 01.01.24 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Demonstranten sich verhüllen dürfen, um ihre Persönlichkeitsrechte zu schützen, etwa
bei Demonstrationen gegen häusliche Gewalt oder Kundgebungen der Anonymen
Alkoholiker. Obwohl auch der Bundesrat den Vorschlag unterstützte, fand er in der
Ständekammer keine Mehrheit. Letztere war der Ansicht, dass die Ergänzung nicht nötig
sei, weil die Verhüllung aus Sicherheitsgründen auch die Sicherheit vor Repressionen
umfasse, wie Berichterstatter Zopfi ausführte. Zuletzt stimmte die bürgerlich geprägte
Mehrheit in der Kantonskammer gegen einen Antrag Mazzone (gp, GE), der die
Maximalbusse von CHF 1000 auf CHF 200 senken wollte. In der Gesamtabstimmung
verabschiedete der Ständerat den unveränderten Entwurf mit 36 gegen 8 Stimmen.
Letztere stammten aus dem links-grünen Lager. 2

1) AB SR, 2021, S. 1411 ff.; Mo. 21.4183
2) AB SR, 2023, S. 453 ff.; 24H, CdT, LT, Lib, TA, 6.6.23
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